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1 Ein neuer Politikstil des ‚Germany First‘?  
Die transatlantischen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA befinden sich spätes-
tens seit dem republikanischen Regierungswechsel im Weißen Haus Anfang 2017 in einer tie-
fen Krise. Die Liste der aktuellen deutsch-amerikanischen Kontroversen ist lang. Als bedeu-
tendste Streitpunkte können die amerikanische Kündigung des Iran-Atomabkommens, der 
amerikanische Austritt aus dem INF-Vertrag und dem Pariser Klimaabkommen, die kontinu-
ierlichen deutschen Exportüberschüsse, die u. a. zum außenwirtschaftlichen Leistungsbilanz-
defizit der USA beitragen würden, sowie der unter dem 2 % - Ziel der Nordatlantikpakt Orga-
nisation (NATO) liegende deutsche Verteidigungsetat genannt werden. Dennoch bezeichnete 
die deutsche Bundeskanzlerin Merkel, anlässlich eines Staatsbesuchs des US-Außenministers 
Pompeo in Berlin Ende 2019, die USA als engsten außereuropäischen Verbündeten Deutsch-
lands; beide Länder seien vertraute Freunde und wichtige Partner in internationalen Angele-
genheiten (phoenix 2019). Allerdings wird diese Freund- bzw. Partnerschaft derzeit durch ei-
nen weiteren zentralen Dissens strapaziert: den Bau der Erdgaspipeline Nord Stream 2 (NS2) 
zwischen Russland und Deutschland in der Ostsee. Während bei vielen transatlantischen Kon-
flikten ein alt bekanntes Wiedererstarken des unilateralen Primats des „America First“ zu be-
obachten ist (Skidmore 2005, S. 224f), das innerhalb Deutschlands und der EU überwiegend 
beschwichtigende bis passiv abwehrende Reaktionen provoziert (Rittberger & Zelli 2003, 
S. 210-215), wird der proaktive Part im Fall NS2 seitens einer offensiv unilateral agierenden 
deutschen Außenpolitik (DAP) übernommen – ein neuer Politikstil des ‚Germany First‘? 
Der Blick in die Forschungsliteratur verrät, dass sich die wissenschaftliche Debatte zur DAP 
zumeist um die Frage dreht, wie Deutschlands Auftreten auf der internationalen Bühne am 
überzeugendsten konzipiert werden kann. In dem Zusammenhang stehen die Konzepte der 
realistischen deutschen Zentralmacht in Europa (Schwarz 1994), des liberalen deutschen Han-
delsstaates (Staack 2000) sowie der konstruktivistischen deutschen Zivilmacht (Harnisch & 
Maull 2001). 1990 initiierte die deutsche Wiedervereinigung einen neuen zentralen Diskurs 
um die Frage, inwiefern deutsche Außenpolitik eher von Kontinuität oder Wandel geprägt so-
wie von Werten oder Interessen geleitet ist bzw. sein wird. Konstruktivisten erwarteten die 
Kontinuität einer werte- und normengeleiteten kooperativen DAP mit dem Fokus auf soft 
power Politikansätzen, beeinflusst durch die deutsche Kultur militärischer Zurückhaltung, eine 




europäische Identität (Maull 2007). Liberale erwarteten ebenfalls eine kooperative deutsche 
außenpolitische Kontinuität, die aber primär, der Wohlstandsmaximierung Deutschlands ver-
pflichtet, den außenwirtschaftspolitischen Interessen folgen und die marktwirtschaftliche Ent-
wicklung eines globalisierten freien Welthandelssystems fördern werde (Staack 2007). Die 
Wandlungsthese wurde hingegen von neorealistischen Überlegungen vertreten, die nach dem 
Zerfall der Sowjetunion, und damit dem Ende der bipolaren internationalen Machtstruktur, 
den Weg frei sehen für den Aufstieg eines relativ mächtigeren Deutschlands in Europa, das 
gegen die amerikanische Dominanz innerhalb des Westens und der NATO rebellieren und eine 
eigenständige Machtpolitik verfolgen werde (Baumann 2007), die auch die deutsche Aneig-
nung von Nuklearwaffen umfasst (Mearsheimer 1990, S. 6-8).  
Bis zur Jahrtausendwende fruchteten konstruktivistische Ansätze einer deutschen Zivilmacht 
und deren außenpolitische Kontinuitätsprogosen empirisch am fundiertesten (Harnisch 2000, 
S. 32; Rittberger & Wagner 2001, S. 317f). Anfängliche Auslandseinsätze der deutschen Bun-
deswehr in Kampfgebieten außerhalb von NATO-Staaten deuteten zwar einen ersten außen-
politischen Wandel an, wurden aus konstruktivistischer Perspektive aber als durch die exter-
nen Rollenerwartungen deutscher Bündnispartner bedingte Ausnahmen interpretiert, denen 
kein aktiv gestalterischer Charakter seitens der DAP nachgesagt werden kann (Harnisch 2000, 
S. 32; Risse 2004, S. 31). Diese Auffassung blieb jedoch nicht unumstritten; so argumentierte 
beispielsweise Hellmann (2002, S. 499f), dass die out-of-area-Einsätze der Bundeswehr nur 
einen weiteren validen Indikator eines signifikanten Wandlungsprozesses der Identität DAP 
markieren würden. In der Tat veränderte sich parallel dazu auch das Vokabular im deutschen 
außenpolitischen Diskurs. Hierzu stellte Baumann (2002, S. 20f) fest, dass realistische bzw. 
liberale Termini wie „nationales Interesse“ oder „Eigeninteresse“ von einem Schattendasein 
1990 bis Anfang der 2000er Jahre dominierend wurden. Ebenso erfuhr die Bedeutung der For-
mel deutsche internationale Verantwortung eine fundamentale Transformation: aus dem Plä-
doyer für mehr multilaterale Lösungsansätze und einer strikten Ablehnung jeglicher Macht-
politiken wurde der Appell, sich für mehr globale Mitspracherechte einzusetzen und auch vor 
internationalen Militäreinsätzen nicht mehr per se zurückzuschrecken (ebd.). Damit einher 
ging auch eine Intensivierung von Meinungsverschiedenheiten und Interessenkonflikten zwi-
schen den transatlantischen Bündnispartnern in Fragen der Menschenrechts-, Umwelt- und 
Sicherheitspolitik – bei letzterer v. a. über den legitimen Umgang mit „Schurkenstaaten“ – 




(Mayer, Rittberger & Zelli 2003, S. 34-40). Mit dem deutschen Nein zum US-geführten Irak-
krieg 2003 gipfelte die Reihe deutsch-amerikanischer Kontroversen schließlich in einer ersten 
nennenswerten außenpolitischen Wandlung respektive „außenpolitischen Emanzipation“ 
Deutschlands (Forsberg 2005, S. 225f). Spätestens nach der deutschen Enthaltung im UN-Si-
cherheitsrat bei der v. a. durch die USA forcierten Resolution zur militärischen Intervention 
bzw. Errichtung einer Flugverbotszone während des Bürgerkriegs in Libyen 2011 mussten 
dann auch Konstruktivisten eingestehen, dass es sich nicht mehr nur, wie acht Jahre zuvor 
beim Irak angenommen, um einen „utilitaristischen Sündenfall“ handeln kann (Maull 2004, 
S. 17), sondern dass das alte kontinuitätsorientierte Rollenkonzept einer idealistischen deut-
schen Zivilmacht, die definitiv treu an der Seite ihrer traditionellen Bündnispartner steht, nicht 
mehr zeitgemäß ist (Maull 2011, S. 114) und mindestens einer Aktualisierung bedarf (Maull 
2015, S. 338f). Ferner wurde argumentiert, dass die einzigen Konstanten DAP seit der Jahrtau-
sendwende vielmehr Ausdruck des Primats der eigenen nationalen Interessen sind, wie ein-
flusssichernde Strategien und Führungsansprüche in internationalen Organisationen – als Pa-
radebeispiel gilt das nachhaltige Bemühen Deutschlands um einen ständigen Sitz im UN-Si-
cherheitsrat –, ein stärkerer Hang zur zwischenstaatlichen Bilateralisierung bzw. zum „multi-
lateralism by demand“ sowie die sukzessive Lockerung der deutschen Westbindung demonst-
rieren (Hellmann 2011, S. 51; Kappel 2014, S. 348f; Roos 2012, S. 34). Geradezu exemplarisch 
kann dabei auch die deutsche Neujustierung des außenwirtschaftlichen Fokus, weg vom alten 
Allianzpartner USA, hin zum neuen „Netzwerkpartner“ China, angesehen werden, die in erster 
Linie nur durch interessenbasierte höhere Exportpotenziale begründet scheint (Ebert & 
Flemes 2016). Hinzu tritt eine neue deutsche „Leadership Performance“ innerhalb Europas 
während der letzten zehn Jahre im Rahmen der Finanz-, der Ukraine- und der Flüchtlingskrise 
(Maull 2018, S. 93-97). 
Die bis hierher aus der Forschung angeführten Aspekte deuten unmittelbar auf die Evidenz 
eines kontinuierlichen Veränderungsprozesses DAP hin, welche sich immer mehr den eigenen 
Interessen nach „realpolitisch“ emanzipiert. Da erste tiefgreifende Anzeichen eines Wandels, 
z. B. die oben genannte abwehrende Reaktion Deutschlands auf die aggressive US-Außenpo-
litik im Irak-Fall (oder auch später im Libyen-Fall), bestenfalls als „passiver Unilateralismus“ 
gewertet werden können (Rittberger 2003, S. 12f), lässt die Frage aufwerfen, wann die Eman-
zipation DAP aus eigenem Antrieb weiter voranschreitet und sie auch „offensiv unilateral“ ge-




diesbezüglich davon aus, dass der hierfür notwendige außenpolitische Handlungsspielraum 
Deutschlands bereits geschaffen ist, dessen manifeste Entfaltung jedoch durch selbstaufer-
legte normative Zwänge weiterhin verhindert wird. Das eingangs genannte empirische Bei-
spiel der unilateralen DAP gegenüber den USA bei NS2 kann diese Annahme jedoch entschie-
den zurückweisen. Die nachfolgende Arbeit versucht daher dieses Puzzle aufzugreifen. An-
hand einer y-zentrierten, theoriegeleiteten empirischen Analyse wird folgender Forschungs-
frage nachgegangen: wann bricht Deutschland außenpolitisch ‚offensiv unilateral‘ aus dem 
transatlantischen Konsens mit den USA aus?  
Die Untersuchung wird im Rahmen einer qualitativen Einzelfallanalyse am Fallbeispiel des Pro-
jekts NS2 mithilfe zweier rationalistischer Theorien erfolgen, deren Analysefähigkeit in puncto 
DAP zugleich neu getestet wird. Am Ende wird also bewertet werden, welche Theorie für das 
fallspezifische offensiv unilaterale Agieren Deutschlands – das im nächsten Abschnitt kurz 
chronologisch nachskizziert wird – eine überzeugendere Erklärung liefern kann. Fortan wer-
den die zu testenden Außenpolitiktheorien des Neorealismus und des utilitaristischen akteur-
sorientierten Liberalismus näher erörtert. Danach wird das dieser Arbeit basale Forschungs-
design vorgestellt, um im nächsten Schritt mit der theorie-geleiteten Fallanalyse beginnen zu 





2 Deutschlands unilaterale Außenpolitik bei Nord Stream 2 
Das Projekt NS2 (Abb. 1) dient der Erweiterung der ersten beiden Nord Stream Pipelines um 
zwei weitere Stränge, die das von Russland nach Deutschland durch die Ostsee transportierte 
Erdgasvolumen auf 110 Mrd. Kubikmeter pro Jahr verdoppeln soll. Dabei durchquert die Pipe-
line die Hoheitsgewässer von Finnland, Schweden und Dänemark, in denen sie jeweils neben 
Russland und Deutschland ein Genehmigungsverfahren durchlaufen musste. Der finanzielle 
Aufwand für die Verlegungsarbeiten wird auf bis zu zehn Milliarden Euro veranschlagt und von 
der in der Schweiz residierenden Projektgesellschaft Nord Stream 2 AG geplant, koordiniert 
und nach der Baufertigstellung betrieben. Nachdem die Aufteilungspläne der Unterneh-
mensanteile der Nord Stream 2 AG in 50 % russische und 50 % europäische Hand aufgrund 
ffffffff 
Abb. 1:  Geographischer Verlauf der Nord Stream Pipelines 1 
wettbewerbsrechtlicher Bedenken der polnischen Kartellbehörde verworfen wurden, gehört 
sie nun zu 100 % der russischen Gazprom AG, die mit über 50 % Aktienanteil als russischer 
Staatskonzern fungiert. So sind die europäischen Konzerne, die deutschen Unternehmen 
Uniper (ehemals E.ON) und Winterschall (BASF-Tochter), die österreichische OMV, die 
 
1 Bildquelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung (2019), Zugriff am 03.07.2020, verfügbar unter   
  https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/mehr-wirtschaft/nord-stream-2-muss-jetzt- schnell-fertig-   




französische ENGIE sowie die britisch-holländische Shell, nur noch als Finanzinvestoren mit 
jeweils 10 % an dem Pipelinebau beteiligt – dementsprechend entfällt eine erhöhte Mitspra-
che innerhalb der NS2-Projektgesellschaft durch Europa, und NS2 ist die erste Pipelineverbin-
dung, die ausschließlich durch Russland/Gazprom kontrolliert wird. (Lang & Westphal 2016, S. 
7 & 10) 
Nach der deutsch-russischen Planungsvereinbarung 2015 regte sich bei einigen, v. a. osteuro-
päischen Regierungschefs großer Widerstand gegen das Bauvorhaben, sodass sie unverzüglich 
eine europäische Gipfel-Erklärung initiierten, die die EU aufgrund sicherheitspolitischer Be-
denken geschlossen gegen NS2 positionieren sollte – die Erklärung wurde von Bundeskanzle-
rin Merkel (CDU) mit deutschem Veto verhindert (FAZ 2015a). Unterstützung erfuhr die Kanz-
lerin dabei von Bundeswirtschaftsminister Gabriel (SPD), der „ideologische Scheingefechte“ in 
Europa verurteilte und die Pipeline als bedeutendes privatwirtschaftliches Projekt im Inte-
resse Deutschlands verteidigte, das freilich an Bedingungen wie die Aufrechterhaltung der Uk-
raine als Gastransitland2 oder die Einhaltung des deutschen und europäischen Rechts3 ge-
knüpft sei (FAZ 2015b). Da die Verbindung zweier Märkte mit einer Transportpipeline eine 
europäische Gesetzeslücke darstellte, von deutschem Recht aber abgedeckt wurde und in die 
Zuständigkeit der nationalen Behörden fiel, versicherte Bundeswirtschaftsminister Gabriel bei 
seinem Russlandbesuch, dass Deutschland sich dafür einsetzten werde, dass die rechtliche 
Regulierung im Kompetenzbereich seines Ressorts erhalten bleibt (Lang & Westphal 2016, 
S. 15). Die EU-Kommission versuchte daraufhin die Gesetzeslücke zu schließen und Deutsch-
land die NS2-Verhandlungen mit Russland zu entziehen, was von Bundeskanzlerin Merkel 
prompt zurückgewiesen wurde (FAZ 2017b).  
Zum selben Zeitpunkt verabschiedete der US-Kongress mit einem breiten Bündnis aus Demo-
kraten und Republikanern ein Gesetz, das der US-Regierung u. a. ermöglicht, am Gaspipeline-
bau bzw. -betrieb beteiligte und mit Russland in Verbindung stehende Unternehmen zu sank-
tionieren (Lohmann & Westphal 2019, S. 3f). Nachdem die erste amerikanische Kritik an NS2 
von US-Präsident Obama auf der Hannover Messe 2016 in Deutschland auf weitgehende Ig-
noranz stieß, wurde nun vom neuen deutschen Außenminister Gabriel unter Zuspruch von 
Bundeskanzlerin Merkel und der neuen Bundeswirtschaftsministerin Zypries (SPD) die 
 
2 u. a. ein zentraler sicherheitspolitischer Kritikpunkt der osteuropäischen Staaten und der USA. 




Vermischung von US-Sanktionspolitik mit US-Wirtschaftsinteressen4 umgehend als neuer Tief-
punkt in den transatlantischen Beziehungen verurteilt (FAZ 2017a). US-Präsident Trump hin-
gegen verteidigte die Sanktionen und missbilligte, dass Deutschland mit NS2 seine Energiesi-
cherheit durch größere Abhängigkeit von Russland untergrabe und daher genau dem Land 
Milliardenzahlungen transferiere, vor dem es im Rahmen der NATO von den USA beschützt 
werden möchte (FAZ 2018). Untermauert wurde die amerikanische Haltung noch einmal vom 
deutschen US-Botschafter Grenell, der den an NS2 beteiligten deutschen Unternehmen in se-
paraten Briefen direkt Sanktionen androhte; was der neue deutsche Außenminister Maas 
(SPD) entschieden verurteile und die US-Politik darauf hinwies, dass europäische Energiepoli-
tik immer noch in Europa entschieden werde (FAZ 2019a). Der neue Bundeswirtschaftsminis-
ter Altmaier (CDU) fügte dem hinzu, dass NS2 die notwendigen Genehmigungen der Anrainer-
staaten erhalten habe und die deutsche Bundesregierung sich daher verpflichtet fühle, sich 
nicht willkürlich in Unternehmensprojekte einzumischen (FAZ 2019b).  
Mittlerweile konnte die EU-Kommission einen Kompromiss bzgl. einer Änderung der EU-Gas-
richtlinie erzielen und die oben genannte Gesetzeslücke schließen: Fortan dürfen u. a. Besitz 
und Betrieb von Pipelines nicht mehr durch die selbe Hand erfolgen (FAZ 2019c). Da NS2 an 
einer solchen Regelung scheitern würde, konnte Deutschland für sich jedoch „Sonderregeln“ 
aushandeln, durch die es Ausnahmen national definieren kann (ebd.). Der Bundestag stimmte 
daraufhin umgehend mit einer Mehrheit aus CDU/CSU, SPD und FDP für die Implementierung 
der neuen EU-Gasrichtlinie ins deutsche Energiewirtschaftsgesetz, um für NS2 schnellstmög-
lich Rechtssicherheit zu schaffen (Spiegel 2019). 
Die US-Abgeordneten beschlossen indessen ein neues Sanktionsgesetz, das sich v. a. gegen 
die Betreiberfirmen der Verlegerschiffe von NS2 richtet, worauf in Deutschland einige Stim-
men Gegensanktionen ins Spiel brachten; die Bundesregierung wies jene inneren Forderun-
gen aber zurück und beließ es bei einer geschlossenen Verurteilung der neuen extraterritori-
alen US-Sanktionen als völkerrechtswidrig und Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
Deutschlands – sie beteuerte sodann erneut ihr Festhalten an dem rein ökonomischen Projekt 
(FAZ 2019d). 
 
4 2016 begann in den USA ein Produktionsboom von Flüssiggas (LNG, liquefied natural gas) mittels Fracking- 
   Technologie, das auch in die EU exportiert wird. Der LNG-Preis ist jedoch in Relation zum russischen Pipeline-      
   gas aufgrund höherer Transport- und Produktionskosten auf dem europäischen Gasmarkt weniger konkur- 
   renzfähig. NS2 würde das russische Gasangebot weiter erhöhen, wodurch eine Preisreduktion zu erwarten ist, 
   die den amerikanischen LNG-Preis in Europa noch unattraktiver gestaltet. (Bardt, Schaefer, Westphal, Wolf 





3 Theoretische Grundlagen 
Grundsätzlich kann unter Außenpolitik das grenzüberschreitende Außenverhalten von Natio-
nalstaaten zu anderen politischen Akteuren der Internationalen Beziehungen wie Staaten, in-
ternationalen Organisationen oder transnationalen Nichtregierungsorganisationen gefasst 
werden (Baumann, Hellmann & Wagner 2014, S. 14f). Das internationale System, in dem Au-
ßenpolitik stattfindet, ist gekennzeichnet durch eine anarchische Struktur ohne ein souverä-
nes (legales) Gewaltmonopol über und ohne feste kollektive Identität unter den politischen 
Akteuren;  so spielt für letztere v. a. strategisches Denken und rationales Handeln eine ent-
scheidende Rolle (Zangl & Zürn 1994, S. 82). Zwei Außenpolitiktheorien, die eine solche ratio-
nalistische Akteurdisposition teilen, sind die des Neorealismus und des utilitaristischen akteur-
sorientierten Liberalismus; sie werden im Folgenden näher ausgeführt. 
 
3.1 Neorealistische Außenpolitiktheorie 
- Die Rationalitätsannahme von Staaten - 
Die neorealistische Außenpolitiktheorie nimmt an, dass sich ein Staat als Einheit im Sinne ei-
nes eigennützigen und zweckrationalen homo oeconomicus verhält, der Entscheidungen auf 
der Basis individueller Kosten-Nutzen-Abwägungen trifft. Die internationalen Strukturbedin-
gungen schaffen bestimmte Anreize und Zwänge, mit denen sich Staaten konfrontiert sehen 
und nach denen sie ihre außenpolitischen Handlungen ausrichten. Staaten, die nicht nach die-
ser Systemlogik handeln, drohen negative Konsequenzen, die im schlimmsten Fall deren Un-
tergang bedeuten. Rationale Staaten sind sich dieser Gefahr jedoch bewusst und versuchen 
sich daher den systemischen Zwängen entsprechend angemessen zu verhalten, sodass sie ihr 
essenzielles Ziel, das eigene staatliche Überleben, gewährleisten können. (Baumann, 
Rittberger & Wagner 1999, S. 247-249; Rittberger 2004, S. 9) 
 
- Außenpolitische Interessen und Strategien von Staaten - 
Da kein internationaler Souverän existiert, sind Staaten gezwungen, sich selbst zu helfen. Da-
bei dient Sicherheit elementar dem eigenen Überleben und somit der Bewahrung der eigenen 
territorialen Integrität und Souveränität. Die anarchische internationale Systemstruktur sorgt 
zudem dafür, dass Staaten ihren außenpolitischen Zielen umso erfolgreicher nachgehen kön-




ist demnach eine Fähigkeit, die Staaten erst ermöglicht, die eigenen Ziele international durch-
zusetzen. Die Anarchieeigenschaft des internationalen Systems spielt also eine herausragende 
Rolle bei der Bildung grundlegender außenpolitischer Interessen von Staaten: nationale Si-
cherheit und möglichst große Macht. Vollkommende Sicherheit gilt für alle Staaten jedoch als 
unerreichbar, da die angenommene internationale Knappheit dieses Guts ein permanentes 
egoistisches Ringen der Staaten nach dem Erhalt bzw. Ausbau der eigenen Sicherheit provo-
ziert. (Baumann et al. 1999, S. 249; Rittberger 2004, S. 14) 
Sicherheit kann prinzipiell durch zwei außenpolitische Strategien angestrebt werden: Autono-
mie- und Einflussstreben – zwei Varianten von Machtpolitik. Dabei folgt die neorealistische 
Außenpolitiktheorie dem offensiven Neorealismus (Mearsheimer 2001) in seiner Annahme, 
dass Staaten grundsätzlich bei jeder Entscheidung an der Maximierung ihrer eigenen Macht 
interessiert sind. Daraus folgt jedoch nicht per se die Erwartung, dass Staaten nur aggressive 
und expansive Strategien verfolgen. (Baumann et al. 1999, S. 250 & 253f) 
Autonomie bezeichnet den Grad der faktischen Unabhängigkeit von anderen internationalen 
Akteuren bzw. der Möglichkeit, sich der Kontrolle seiner Umwelt zu entziehen. Je weniger die 
nationale Handlungsfähigkeit insbesondere in sicherheitsrelevanten Politiksektoren (high po-
litics) durch internationale Institutionen oder andere Staaten kontrolliert bzw. begrenzt ist, 
desto größer ist die Autonomie und damit auch die Fähigkeit, im Ernstfall genügend eigene 
Ressourcen für die Sicherheit des Staates mobilisieren zu können (Macht als „control over re-
sources“). (Baumann et al. 1999, S. 250f; Rittberger 2004, S. 14) 
Einfluss kennzeichnet die Fähigkeit, Kontrolle über seine Umwelt bzw. andere Staaten auszu-
üben. Je nachhaltiger der eigene Einfluss speziell in den high politics auf andere Akteure ist, 
desto besser kann ein Staat den Einsatz fremder Ressourcen und (kollektiver) Entscheidungen 
kontrollieren und so seine Sicherheit optimieren (Macht als „control over actors and outco-
mes“). Auch in weniger sicherheitsrelevanten Politikfeldern (low politics) haben Staaten ein 
Interesse, ihre Ziele im internationalen Wettbewerb via ausreichend Einfluss durchzusetzen. 
Einflussstrategien können sowohl direkt und bilateral unter der Ausnutzung asymmetrischer 
zwischenstaatlicher Interdependenzen, als auch indirekt über eine dominierende Perfor-
mance innerhalb von Allianzen oder internationalen Institutionen bzw. Organisationen (z. B. 







 - Machtpolitische Außenpolitik eines Staates als abhängige Variable - 
In der neorealistischen Außenpolitiktheorie wird die abhängige Variable durch eine als Macht-
politik konzipierte staatliche Außenpolitik verkörpert. Die oben genannten Formen machtpo-
litischer Außenpolitik, autonomiemaximierende Abwehr- und einflussmaximierende Einfluss-
politik werden von Staaten gleichermaßen verfolgt, können jedoch in vereinzelten Situationen 
miteinander kollidieren. So ist es möglich, dass einflussgewinnende Politiken nur mit gleich-
zeitigem Verlust an Autonomie einhergehen und umgekehrt. Derartige Dilemmata löst der 
Neorealismus durch den Verweis darauf, dass rationale Staaten immer das potenziell eintre-
tende „worst-case-Szenario“ mit einkalkulieren müssen. Demzufolge würde beispielsweise bei 
einem eskalierenden militärischen Konflikt bloßer Einfluss im Rahmen internationaler Institu-
tionen für den Erhalt der eigenen Sicherheit nur wenig nützen. Auch wenn Staaten zu einem 
Zeitpunkt ausschließlich von Freunden umkreist seien sollten, kann es langfristig keine krisen-
feste Garantie für deren freundschaftlichen diplomatischen Status geben. Im Zweifel müssen 
Staaten daher, insbesondere in Angelegenheiten der high politics, immer Abwehrpolitiken zu 
Gunsten der Autonomiesicherung bzw. -erhöhung priorisieren. (Baumann et al. 1999, S. 257 
& 266f; Rittberger 2004, S. 15f) 
 
 - Die relative Machtposition eines Staates als unabhängige Variable - 
Prinzipiell verfolgen zwar alle rationalen Staaten eine machtpolitische Außenpolitik, deren tat-
sächliches außenpolitisches Verhalten divergiert allerdings deutlich. Die neorealistische Au-
ßenpolitiktheorie proklamiert als Ursache (unabhängige Variable) hierfür die relative Macht-
position eines Staates im internationalen System. Je größer diese ist, desto größer ist auch der 
machtpolitische Handlungsspielraum und desto wahrscheinlicher ist eine machtpolitische Au-
ßenpolitik. Die Machtposition ergibt sich aus dem relativen Kontingent an Machtressourcen 
(„capabilities“), die ein Staat in Relation zu anderen Staaten besitzt, und der Polarität des in-
ternationalen Systems. Die Machtressourcen werden im Wesentlichen durch materielle Attri-
bute wie militärische und ökonomische Potenziale sowie Territorium- und Bevölkerungsgröße 
bestimmt. Die Polarität definiert sich durch die konkrete Anzahl der „Machtpole“, ergo der 
Großmächte im System. Diesbezüglich gilt, bei nicht-bipolaren (uni- oder multipolaren) Syste-
men besteht grundsätzlich weniger schutzbedürftige Abhängigkeit von einer Großmacht, so-
dass auch „normale“ Staaten eine selbstbestimmtere machtpolitische Außenpolitik verfolgen 




3.2 Utilitaristisch-liberale akteursorientierte Außenpolitiktheorie 
- Die Rationalitätsannahme gesellschaftlicher Akteure - 
Die utilitaristisch-liberale Außenpolitiktheorie nimmt an, dass sich gesellschaftliche Akteure 
gemäß eines zweckrationalen und eigennutzenmaximierenden homo oeconomicus verhalten. 
Als zentrale Außenpolitik-bestimmende Akteure werden jedoch nicht wie zuvor Staaten als 
kollektive Einheiten, sondern Individuen angesehen. Diese können sich allerdings zu Gruppen 
vereinen und so kollektive Akteure bilden. Staaten sind diesem Verständnis nach keine eigen-
ständigen politischen Akteure, sondern dienen den dominierenden innerstaatlichen gesell-
schaftlichen Akteuren lediglich als Vermittlungsinstitutionen für ihre außenpolitischen Inte-
ressen. Die Akteure umfassen sowohl den privaten, als auch den politisch-administrativen Be-
reich. Unternehmen, Gewerkschaften und Interessengruppen aller Art definieren die privaten 
Akteure. Politiker und Verwaltungen verkörpern politisch-administrative Akteure (PAS). Allen 
Akteuren gemein ist ihr Bemühen, das essenzielle Ziel des eigenen gesellschaftlichen Überle-
bens zu gewährleisten. (Bienen, Freund & Rittberger 1999, S. 3; Rittberger 2004, S. 5 & 18) 
 
 - Außenpolitische Interessen und Strategien gesellschaftlicher Akteure - 
Das eigene Überleben bezweckt nicht allein die physische Existenzsicherung, sondern viel-
mehr den Erhalt und die Verbesserung des gesellschaftlichen Status in Relation zu anderen 
sozialen Konkurrenten. Für den Schutz des Überlebens verfolgen die Akteure Strategien zur 
Sicherung respektive Steigerung immaterieller wie materieller Gewinne im Sinne von Kompe-
tenzen („Streben nach Macht“) und Einkommen bzw. Vermögen („Streben nach Reichtum“). 
Welche der beiden Strategien von den Akteuren favorisiert wird, ist i. d. R. von deren sozialer 
Funktion abhängig; so zielen PAS primär auf die Erweiterung von Kompetenzen (aber auch auf 
die Steigerung der zur Verfügung stehenden finanziellen Haushaltsmittel), und private Ak-
teure vorrangig auf die Maximierung monetärer Einkommen ab. Generell betrachtet, kenn-
zeichnet aber beide Akteursgruppen das Gewinnstreben als ihre Hauptmotivation. Ausgehend 
von den langfristig weitgehend konstanten, nutzenmaximierenden Grundinteressen der rati-
onalen Akteure können sodann außenpolitische Präferenzen logisch deduziert werden, die 
abhängig vom jeweils vorliegenden außenpolitischen Handlungskontext variieren. (Bienen et 





 - Gewinnpolitische Außenpolitik eines Staates als abhängige Variable - 
In der utilitaristisch-liberale Außenpolitiktheorie wird die abhängige Variable durch eine als 
Gewinnpolitik konzipierte staatliche Außenpolitik verkörpert, die den nutzenmaximierenden 
Gewinnvorstellungen der innerstaatlich dominierenden gesellschaftlichen Akteure nach-
kommt. (Bienen et al. 1999, S. 19; Rittberger 2004, S. 19) 
 
- Interessen dominierender gesellschaftlicher Akteure als unabhängige Variable - 
Die staatliche Außenpolitik und ihre gewinnpolitische Ausrichtung wird bestimmt durch die 
unabhängige Variable der Interessen bzw. der davon abgeleiteten außenpolitischen Präferen-
zen der gesellschaftlichen Akteure, die innerhalb eines fallspezifischen innerstaatlichen Poli-
tiknetzwerks dominieren. Die Identifizierung dieser Akteure und ihrer Interessen gelingt dem-
nach nur über die Rekonstruktion jenes Politiknetzwerks, dass sich je nach Problemstellung 
bzw. Policy-Sektor unterschiedlich zusammensetzt. Innerhalb des Politiknetzwerks finden un-
ter den Mitgliedern verschiedenste Arten reziproker Interaktionen in Form von Kommunika-
tion, Kooperation und/oder Koordination statt. Die Mitglieder bilden organisierte PAS und pri-
vate Akteure, die zueinander und jeweils untereinander um außenpolitischen Einfluss konkur-
rieren. Die Relevanz der Akteure bemisst sich anhand ihrer situativen Mobilisierung und ihrer 
Organisationsfähigkeit bzw. Entscheidungskompetenz; grundsätzlich gilt: je mobilisierter und 
entscheidungskompetenter ein Akteur, desto wahrscheinlicher sein Einfluss in einem Politik-
netzwerk. Schließlich entscheidet noch der Grad der Autonomie der relevanten PAS gegen-
über den privaten Akteuren, wer von beiden wahrscheinlicher die Außenpolitik prägt; grund-
sätzlich gilt: nur ein hoher Autonomiegrad der PAS garantiert deren alleinige Durchsetzungs-
fähigkeit. In diesem Fall wird von einem hierarchischen Politiknetzwerk gesprochen. Bei gerin-
gem Autonomiegrad der PAS handelt es sich um sozietale Politiknetzwerke. Freilich treten in 
der Realität oftmals Situationen auf, in denen beide Akteursgruppen signifikante Durchset-
zungsfähigkeit besitzen. In solchen „korporatistischen“ Politiknetzwerken sind die Präferen-






In diesem Abschnitt werden grundlegende Komponenten des Forschungsdesigns prägnant 
diskutiert. Zuerst wird die Methodik, die Theorie- und die Fallauswahl dieser Arbeit erläutert. 
Anschließend werden die zu testenden Variablen operationalisiert. 
 
4.1 Methodik, Theorie- und Fallauswahl 
Die methodische Grundlage bildet eine y-zentrierte, qualitative Einzelfallstudie, bei der ein 
empirisches Phänomen aus der Perspektive zweier Theorien analytisch betrachtet wird. Die 
primäre Intention dieser Arbeit ist, eine detaillierte Erklärung des empirischen Phänomens 
anzubieten und gleichzeitig die empirische Erklärungskraft der Theorien zu testen. Durch die 
Konzentration auf nur einen Fall wird der Tiefe und Präzision der Fallanalyse Priorität vor einer 
umfassenden Generalisierbarkeit der Ergebnisse eingeräumt (Gschwend & Schimmelfennig 
2007, S. 26f).  
Bislang wurde in der Literatur zur DAP die Eindimensionalität von Erklärungsansätzen und Ver-
steifung auf einzelne Konzepte kritisiert und empfohlen, künftig vermehrt unterschiedliche 
theoretische Perspektiven nachzuvollziehen (Enskat 2015, S. 606). Insbesondere Ansätze, bei 
denen externe wie interne Erklärungsfaktoren betrachtet werden, wurden nahegelegt 
(Siahamis 2013, S. 108). Diese Arbeit versucht diese Anregungen aufzugreifen. Die neorealis-
tische Außenpolitiktheorie gewährt hierfür eine systemische top-down- bzw. outside-in-Per-
spektive, bei der Veränderungen auf der Makroebene (internationales System) kausale An-
passungen staatlicher Außenpolitik implizieren (Brummer & Oppermann 2019, S. 22). Ein dia-
metraler Ansatz dazu, der die „black box Staat“ öffnet, wird von der utilitaristisch-liberalen 
akteursorientierten Außenpolitiktheorie verfolgt. Diese nimmt eine subsystemische bottom-
up-Perspektive ein, bei der staatliche Außenpolitik durch kausale innerstaatliche Faktoren be-
dingt wird (Brummer & Oppermann 2019, S. 42). Die Wahl zweier rationalistischer Theorien 
begründet sich dadurch, dass sie teils antagonistisch zu rein konstruktivistischen Überlegun-
gen auftreten, welche prinzipiell keine emanzipatorische Wandlung DAP hin zu mehr unilate-
ralen außenpolitischen Alleingängen erwarten. Hinsichtlich dessen scheint v. a. der Neorealis-
mus besonders geeignet, da er genau einen solchen „machtpolitischen“ Wandel prognosti-
ziert. Zudem kann so auch seine Erklärungskraft neu getestet werden, die sich für die DAP 




& Wagner 2001, S. 312f). Die Erklärungsversuche des utilitaristischen Liberalismus bzgl. DAP 
erwiesen sich hingegen als gehaltvoller, v. a. in Fällen, bei denen kalkulierbare materielle Ge-
winne zur Disposition standen (Rittberger & Wagner 2001, S. 316f; Schrade 1997, S. 284). Zwar 
erwartet der Liberalismus einerseits auch langfristig keine Wandlung DAP, andererseits geht 
er jedoch – im Gegensatz zum Neorealismus – nicht davon aus, dass Staaten feste „nationale 
Interessen“ besitzen, sondern dass diese fallweise variieren können (Rittberger 2004, S. 5). 
Die Fallauswahl (siehe Abschnitt 2) begründet sich in erster Linie durch die Aktualität, und weil 
hier der transatlantische Konflikt primär durch die DAP losgetreten wurde. Auch kann auf-
grund des mehrfachen Erlasses von US-Sanktionen gegen NS2 nicht mehr nur von einer bloßen 
deutsch-amerikanischen „Meinungsverschiedenheit“ gesprochen werden. Der Fall wird fortan 
als Bestandteil des Policy-Sektors Energiepolitik kategorisiert, der wiederum den sicherheits-
relevanten high politics zugeordnet werden kann (Umbach 2011, S. 372). Daher müsste i. d. R. 
speziell der Neorealismus eine besonders starke Erklärungskraft entfalten (Rittberger & 
Schimmelfennig 1997, S. 10). Im Hinblick auf sein bisher äußerst schwaches Erklärungspoten-
zial bzgl. DAP könnte aber argumentiert werden, dass sich DAP generell für den Neorealismus 
politikfeldübergreifend als hard-case erweist. Zumal das Thema Energieversorgung in 
Deutschland traditionell eher unter rein ökonomischen Gesichtspunkten debattiert wird 
(Umbach 2011, S. 371), und der Nexus zur nationalen Wohlfahrtssteigerung daher auf der 
Hand liegt, sollte der Fall für den utilitaristischen Liberalismus eher einen easy-case darstellen.  
 
 
4.2 Operationalisierung der Variablen 
- Neorealistische UV: Deutschlands relative Machtposition - 
Es ist offensichtlich, dass die Machtposition Deutschlands in Relation zur Weltmacht USA klei-
ner ist. Daher werden an Stelle eines rein statischen Vergleichs der Machtressourcen beider 
Länder zwei Zeitreihenvergleiche hinsichtlich der internationalen Entwicklung der deutschen 
Machtposition seit dem Höhepunkt der letzten großen Finanzkrise 2009 bis 2019 treten, um 
so eventuell eine relative Verbesserung feststellen zu können, die den machtpolitischen Hand-
lungsspielraum Deutschlands in der Außenpolitik erweitert haben könnte. Der erste Zeitrei-
henvergleich wird in Relation zu anderen mächtigen Staaten wie Frankreich (FRA), Großbri-
tannien (GB), China (CH), Japan (JAP), Russland (RU) und den USA angestellt. Der zweite be-




Neorealisten i. d. R. über Truppenstärke und Militärausgaben, ökonomische Fähigkeiten an-
hand des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und des Exportvolumens gemessen (Baumann et al. 
1999, S. 256). Im Anschluss werden die Indikatoren Bevölkerung, der sowohl ökonomisch, als 
auch militärisch im Sinne potenzieller Arbeitskräfte bzw. Soldaten betrachtet werden kann 
(ebd.), und Territorium diskutiert. Alle hierfür benötigten Zahlendaten werden aus aktuell ver-
öffentlichten Statistiken internationaler Organisationen entnommen.  
Für die Bestimmung der vorherrschenden Polarität des internationalen Systems wird auf Ein-
schätzungen innerhalb der wissenschaftlichen Literatur zurückgegriffen. Es wird der gleiche 
Untersuchungszeitraum wie bei den Machtressourcen betrachtet. 
 
 - Utilitaristisch-liberale UV: Interessen dominierender gesellschaftlicher Akteure - 
Zuerst werden grundlegende Interessenprofile der gesellschaftlichen Akteure erstellt. Da kein 
gesichertes Wissen über die individuellen Grundinteressen der Akteure besteht, werden diese 
durch theoretische Annahmen spezifiziert, von denen sich generelle außenpolitische Präfe-
renzen logisch ableiten lassen. Die notwendige Brücke zwischen Interessen und Präferenzen 
schafft die Rationalitätsannahme der Akteure. Eine solche theoretisch-deduktive Vorgehens-
weise ist einer empirisch-induktiven vorzuziehen, weil valider zwischen wert- und eigennut-
zenorientierten Interessen/Präferenzen differenziert und so die Gefahr ausgeschlossen wer-
den kann, durch eher sozialkonstruktivistische Aspekte den Boden des utilitaristischen Libera-
lismus zu verlassen. (Bienen et al. 1999, S. 10) 
Ausgehend davon können die fallrelevanten Akteure netzwerkanalytisch identifiziert werden. 
Gemäß den Interessenprofilen werden ihre fallspezifischen Präferenzen logisch deduziert. Die 
Relevanz bestimmt sich bei den PAS durch die jeweils verfügbaren fallspezifischen Entschei-
dungskompetenzen. Bei den privaten Akteuren wird sie durch deren situative Mobilisierung, 
ergo ihre unmittelbare Betroffenheit im Sinne von Kosten und Nutzen einer außenpolitischen 
Entscheidung, definiert. Sind mehrere private Akteure signifikant betroffen, wird zusätzlich 
ihre Organisationsfähigkeit über die Mitgliederanzahl untersucht. (Bienen et al. 1999, S. 16f)  
Abschließend wird die Autonomie der PAS gegenüber den privaten Akteuren anhand ihrer 
monetären Ressourcenabhängigkeit sowie personellen Verflechtungen betrachtet und das 
Politiknetzwerk entsprechend als hierarchisch, sozietal oder korporatistisch kategorisiert, um 
bewerten zu können, welche der beiden Akteursgruppen und Interessen letztlich maßgebend 




- AV: Deutsche Außenpolitik bei Nord Stream 2 - 
Infolge der Analyse der unabhängigen Variablen wird jeweils die Ausprägung der abhängigen 
Variable untersucht werden, also inwiefern die unilaterale DAP bei NS2 als neorealistische 
Machtpolitik (Abwehr- und/oder Einflusspolitik) bzw. als utilitaristisch-liberale Gewinnpolitik 




5 Theorie-geleitete Analyse deutscher Außenpolitik bei Nord  
Stream 2 
In diesem Abschnitt wird mittels Theorietest der neorealistischen sowie der utilitaristisch-li-
beralen akteursorientierten Außenpolitiktheorie versucht, die unilaterale DAP bei NS2 gegen-
über den USA zu erläutern. Es wird mit der neorealistischen Fallanalyse begonnen. 
 
5.1 Neorealistische Außenpolitikanalyse 
Die ersten drei Unterkapitel dienen der Analyse der neorealistischen unabhängigen Variable 
(Deutschlands relative Machtposition). Im Anschluss wird die abhängige Variable (DAP bei 
NS2) entsprechend einer neorealistischen Machtpolitik interpretiert. 
 
5.1.1 Die Entwicklung der relativen Machtressourcen Deutschlands 
Alle Prozentangaben in diesem Abschnitt sind den Tabellen im Anhang entnommen. Die nach-
folgenden Grafiken dienen der besseren Veranschaulichung der relativen (prozentualen) Ent-
wicklung der einzelnen Machtindikatoren im Untersuchungszeitraum von 2009 bis 2019. 
Zunächst werden die militärischen Machtindikatoren betrachtet. Die relativen deutschen Mi-
litärausgaben (S. 18, Abb. 2) verhielten sich im internationalen Vergleich zur Staatengruppe 
FRA, GB, JAP, CH, RU und den USA nahezu konstant zwischen 3,63 % (2009) und 3,93 % (2019) 
und stiegen in Relation zu den USA kontinuierlich von 5,06 % (2009) auf 6,31 % (2019) leicht 
an. Gleichzeitig nahm die relative deutsche Truppenstärke (S. 18, Abb. 3) geringfügig und weit-
gehend stetig ab; im internationalen Vergleich reduzierte sie sich von 3,57 % (2009) auf 2,81 
% (2017) und verglichen mit den USA von 13,85 % (2009) auf 11,70 % (2017). Die Entwicklung 
der relativen militärischen Macht Deutschlands kann demnach bestenfalls unter Berücksichti-
gung des geringen Ausmaßes aller Entwicklungen als gleichbleibend interpretiert werden. Al-
lerdings korrelieren die gestiegenen Militärausgaben nicht mit einem parallelen Ausbau an 
Truppenstärke, sodass jene geringe Erhöhung weniger auf eine Aufstockung der deutschen 
Streitkraft, als vielmehr auf etwaige Zusatzkosten bedingt durch den bloßen Ersatz von defek-
tem Militärgerät (siehe Bundeswehr-Skandale der letzten Jahre über mangelhafte Sturmge-
wehre, U-Boote, Flugzeuge, etc.) zurückgeführt werden kann. Vor diesem Hintergrund muss 
insgesamt eher eine Abnahme der relativen militärischen Macht Deutschlands festgestellt 




verfügen, die im Neorealismus einen bedeutenden Indikator militärischer Stärke markieren 
(Rittberger 2004, S. 20), und die USA beispielsweise aber weltweit – auch in Deutschland – 
eigene stationiert haben und ihr gesamtes nukleares Arsenal stetig modernisieren bzw. aus-
















Abb. 3:  Relative Entwicklung der deutschen Truppenstärke6 
Die ökonomischen Machtindikatoren zeichnen ein ähnliches Bild. Das deutsche BIP (S. 19, Abb. 
4) verzeichnet seit 2009 einen beinah kontinuierlich verlaufenden Rückgang; im 
 
5 Grafische Abbildung der Prozentwerte aus Tabelle 2 im Anhang;  
   Datenquelle: Stockholm International Peace Research Institute (2020). 
6 Grafische Abbildung der Prozentwerte aus Tabelle 3 im Anhang; 
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internationalen Vergleich verringerte es sich von 9,85 % (2009) auf 7,84 % (2018) und gegen-
über den USA von 19,04 % (2009) auf 16,12 % (2018). Auch das deutsche Exportvolumen (Abb. 
5) verlor stetig an relativem Gewicht; im internationalen Vergleich erfolgte eine Reduktion 
von 20,11 % (2009) auf 18,37 % (2018) und verglichen mit den USA von 45,01 % (2009) auf 
42,72 % (2019). Wenngleich sich auch hier beide Male die Verluste sehr gering belaufen, wer-

















Abb. 5:  Relative Entwicklung des deutschen Exportvolumens8 
 
7 Grafische Abbildung der Prozentwerte aus Tabelle 4 im Anhang; 
   Datenquelle: World Bank (2020c); keine Daten für 2019 verfügbar. 
8 Grafische Abbildung der Prozentwerte aus Tabelle 5 im Anhang; 
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Die deutsche Bevölkerung (Abb. 6) veränderte sich seit 2009 nur marginal. Im internationalen 
Vergleich schwankte sie zwischen 3,83 % (2009) und 3,72 % (2018) und in Relation zu den USA 
zwischen 21,07 % (2009) und 20,22 % (2018). Der relative Anteil potenzieller deutscher Ar-










Abb. 6:  Relative Entwicklung der deutschen Bevölkerung9 
Hinsichtlich des Indikators Territorium kann festgehalten werden, dass bei den Staaten FRA, 
GB, CH, JAP, den USA und Deutschland seit 2009 keine territorialen Zugewinne oder Verluste 
zu erfassen sind. Als einziger Staat konnte RU im Zuge der Ukrainekrise 2014 seine nationale 
Souveränität auf die Krim ausdehnen und somit sein Territorium erweitern. Da die Territori-
umgröße von Deutschland und den USA aber konstant blieb, und das Hauptaugenmerk der 
Analyse auf den deutsch-amerikanischen Beziehungen liegt, wird für den Indikator Territorium 
keine relevante Veränderung konstatiert.  
 
5.1.2 Die Polarität des internationalen Systems 
Nachdem sich mit der Auflösung der Sowjetunion 1991 die bipolare Weltordnung zu einer bis 
Mitte der 2000er Jahre anhaltenden unipolaren, auf die USA zentrierten Weltordnung trans-
formierte, scheint sich die Polarität des internationalen Systems seitdem erneut zu verändern. 
Die Finanzkrise von 2008/09 hat viele Staaten, v. a. jedoch die USA, die sich zugleich durch die 
 
9 Grafische Abbildung der Prozentwerte aus Tabelle 6 im Anhang; 
   Datenquelle: Organization for Economic Cooperation and Development (2020); keine Daten für 2019  
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finanziellen Kosten ihrer langjährigen Militäreinsätze im Nahen Osten belastet sahen, erschüt-
tert und in den darauffolgenden Jahren ein Vakuum geschaffen, das zusammen mit dem glo-
balen Weltwirtschaftswachstum den Aufstieg vieler Schwellenländer begünstigt hat. In dem 
Zusammenhang wird in der Forschungsliteratur häufig die aufsteigende Entwicklung der 
BRICS-Staaten, insbesondere von China, Russland und Indien, betont, durch die sich gemein-
sam mit den westlichen Polen Japan, den USA und der EU eine neue multipolare internatio-
nale Systemstruktur etabliert hat (Colucci 2015; Klassen 2015; Schweller 2011; van Oudenaren 
2013). Gleichzeitig wird aber auch argumentiert, dass die neue aufstrebende Großmacht 
China zunehmend den bedeutendsten Rivalen bzw. direkten Gegenpol zu den USA abbildet 
und sich so eine neue Bipolarität des internationalen Systems abzeichnet (Maher 2018; Rudolf 
2019). Um beide Positionen in gewisser Weise zu berücksichtigen, wird für die Analyse fest-
gehalten, dass sich die Polarität ausgehend von einer multipolaren Systemstruktur im Zuge 
der Finanzkrise 2009 sukzessive einer neuen Bipolarität zwischen den USA und China zu Be-
ginn der 2020er Jahre annähert – die aber im Untersuchungszeitraum noch zu keinem Zeit-
punkt vollends ausgereift war. Ergo herrschte primär eine im Wandel begriffene Multipolarität 
vor.  
 
5.1.3 Einschätzung der relativen Machtposition Deutschlands 
Eine abschließende Einschätzung der relativen Machtposition Deutschlands gestaltet sich 
schwierig. Einerseits haben sich seit 2009 die deutschen ökonomischen und militärischen 
Machtressourcen (inkl. Bevölkerung) im internationalen Vergleich sowie nur im Verhältnis zu 
den USA geringfügig verringert; weiterhin hat es bei dem Machtindikator Territorium keine 
spürbare Veränderung gegeben, sodass die relativen deutschen Machtressourcen in Summe 
leicht abgenommen haben. Unter Berücksichtigung der aufstrebenden Großmacht Indien, die 
nicht in den obigen internationalen Vergleich der Machtressourcen miteinbezogen worden 
ist, kann zudem durchaus angenommen werden, dass die Entwicklung der deutschen relativen 
Machtressourcen seit 2009 noch stärker rückläufig wäre. Andrerseits hatte die Multipolarität 
des internationalen Systems im Untersuchungszeitraum zur Folge, dass Deutschland weniger 
schutzbedürftig abhängig von einer Großmacht wie den USA war, und daher außenpolitisch 
souveräner agieren konnte. Hinsichtlich dieser Ambivalenz wird für die relative Machtposition 
Deutschlands folgendes konstatiert: Seit 2009 gab es insgesamt keinen signifikanten Wandel, 




internationalen Systems durch einen effektiveren Einsatz der eigenen Machtressourcen kom-
pensiert werden. 
 
5.1.4 Deutschlands Außenpolitik bei Nord Stream 2 als Machtpolitik 
NS2 bildet aus neorealistischer Sicht einen besonderen außenpolitischen Fall, bei dem macht-
politisches Autonomie- und Einflussstreben in der sicherheitsrelevanten Energiepolitik mitei-
nander konfligieren.  
NS2 untergräbt die Energiesicherheit Deutschlands, weil die Abhängigkeit von Russland er-
höht wird (Dyson 2016, S. 510f), lautet ein zentrales geoökonomisches Argument der NS2-
Gegner, wodurch im Wesentlichen auf drohende Autonomieverluste bei der Energieversor-
gung für Deutschland hingewiesen wird, das z. B. bereits im Jahr 2017 ohne NS2 ca. 40 % seiner 
Gasimporte aus Russland bezog (Bardt et al. 2018, S. 6). Wenn allerdings angenommen wer-
den kann, dass die einzige Alternative zu russischem Erdgas nicht ‚kein Erdgas‘, sondern ame-
rikanisches LNG darstellt, könnte jedoch genauso argumentiert werden, dass NS2 die deut-
sche Abhängigkeit von den USA verringert und dadurch „Autonomiegewinne“ entstehen. Da 
Deutschland aber sicherheitspolitisch im Rahmen der NATO agiert, wird die erste „transatlan-
tische“ Perspektive übernommen und NS2 als Autonomieverlust für Deutschland aufgefasst – 
wenngleich Deutschland auch versucht, sich alternative Energiesicherheitsoptionen offenzu-
halten, indem z. B. derzeit die Infrastruktur für LNG-Terminals an der deutschen Küste sowie 
die Speicherkapazitäten von Erdgas weiter ausgebaut werden (Stratmann 2019) und bislang 
noch immer ca. die Hälfte des Gasimports aus Norwegen und den Niederlanden stammt (Bardt 
et al. 2018, S. 7). 
Deutschland stellt den größten Absatzmarkt für russisches Erdgas in Europa dar (aktuell ca. 30 
% aller europäischen Gazprom-Exporte10). Da NS2 das direkt über die Ostsee nach Deutsch-
land importierte Gasvolumen verdoppelt, verbessert sich Deutschlands Position als Abneh-
mer- bzw. Transitland für russisches Erdgas. Deutschland kann diesbezüglich mehrere Einfluss-
gewinne verzeichnen: Erstens kann sich der Einfluss auf Russland vergrößern, weil Russland 
auf die Milliardeneinnahmen des Staatskonzerns Gazprom, die dieser auf seinem größten Ab-
satzmarkt Deutschland erzielt, angewiesen ist bzw. nur ungern darauf verzichten wird, und 
sich im Ernstfall auch so schnell kein Deutschland ebenbürtiger, in Reichweite befindlicher 
 
10 Alle Informationen zu den Gazprom-Exporten können online unter http://www.gazprom export.ru/en  




Ersatzabnehmer finden lassen wird; es kann zudem davon ausgegangen werden, dass sich bei 
einem intensiven deutsch-russischen sicherheitspolitischen Dissens alle europäischen EU-
/NATO-Bündnispartner auf Seiten Deutschlands befinden und auch keine russischen Gasim-
porte mehr tätigen werden, sodass ca. 95 % der Gazprom-Exporte nach Europa (inkl. der Tür-
kei) gefährdet wären. So kann Deutschland bei Konflikten mit Russland eine bessere Verhand-
lungsposition einnehmen und auch damit drohen, „den Geldhahn zuzudrehen“ – auch mit Rü-
ckendeckung durch die neuen LNG-Terminals, da drohende Gasengpässe durch potenziell zu-
gedrehte Nord Stream Pipelines besser abgefedert werden können. Zweitens verbessert sich 
Deutschlands Einfluss als Gastransitland auf die europäischen Staaten, in die ein Teil des Erd-
gases weitergeleitet wird. Bei einem intensiven Konflikt mit diesen Ländern – auch wenn dies 
im Rahmen der EU oder NATO sehr unwahrscheinlich ist, kann der worst case aus neorealisti-
scher Sicht nie völlig ausgeschlossen werden – verfügt Deutschland über die Durchflussmenge 
der Gasanschlussleitungen von NS2, die entsprechend nachreguliert werden können, um 
energiepolitischen Druck auf diese Länder auszuüben. 
Schließlich wird festgehalten, dass sich Deutschland mit seiner machtpolitischen Außenpolitik 
bei NS2 Einflussgewinne gegenüber Russland und anderen europäischen Staaten gesichert 
und parallele Autonomieverluste gegenüber Russland hingenommen hat.  
 
 
5.2 Utilitaristisch-liberale Außenpolitikanalyse 
Die ersten drei Unterkapitel dienen der Analyse der utilitaristisch-liberalen unabhängigen Va-
riable (Interessen dominierender gesellschaftlicher Akteure). Im Anschluss wird die abhängige 
Variable (DAP bei NS2) entsprechend einer utilitaristisch-liberalen Gewinnpolitik interpretiert. 
 
5.2.1 Interessenprofile politisch-administrativer und privater Akteure 
PAS sichern ihr gesellschaftliches Überleben vorrangig mit immateriellen Ressourcen. Da sie 
je nach ihrem sozialen Umfeld von unterschiedlichen Akteuren ressourcenabhängig sind, wer-
den sie in zwei Gruppen differenziert: 
(1) Politische Akteure: Politische Akteure sind in Demokratien durch Wahlen legiti-
miert. In Deutschland können diesbezüglich der Bundestag, die Landesregierungen im Bun-




parlamentarischen Verantwortlichkeit (Wahl und Abwahlmöglichkeit durch den Bundestag). 
Das gesellschaftliche Überleben der politischen Akteure wird am unmittelbarsten durch ihr 
Grundinteresse der eigenen Wiederwahl verkörpert. Die Wiederwahlchancen sind umso grö-
ßer, je besser die Erwartungen der eigenen Wählerbasis erfüllt werden, da die Wähler ent-
sprechend eines rationalen Eigennutzenmaximierers denjenigen wählen, der ihren individuel-
len Nutzen am ehesten optimiert (Annahme des „economic voting“). Als Hilfsvariablen für die-
sen individuellen Nutzen können die ökonomische Situation der Volkswirtschaft (je größer die 
kurzfristige Prosperität eines Landes, desto wahrscheinlicher profitiert die Mehrheit der Be-
völkerung vor dem nächsten Wahltermin) und die Verwirklichung der Ziele der Regierungs-
partei dienen. Damit die politischen Akteure eine möglichst souveräne Außenpolitik verfolgen 
können, haben sie weiterhin ein grundlegendes Interesse am politischen Kompetenzerhalt ge-
genüber internationalen Institutionen. Folglich zielen ihre außenpolitischen Präferenzen im-
mer auf die Förderung der nationalen Volkswirtschaft, die Umsetzung der Regierungsparteizi-
ele und die Verhinderung des eigenen Kompetenzverlusts gegenüber internationalen Institu-
tionen ab. (Bienen et al. 1999, S. 11f) 
(2) Administrative Akteure: Administrative Akteure erhalten ihre soziale Position durch 
formal-legale Dienstzuweisungen der politischen Akteure. Hierzu können staatliche Exeku-
tivorgane wie die Bundeswehr oder die Bundesbank, aber auch die Ministerien und deren 
Bundesminister genannt werden. Letztere werden als administrative Akteure definiert, da sie 
ihre Ministertätigkeit weniger dem Wählervotum, als vielmehr einem politischen Akteur, dem 
Bundeskanzler, verdanken; worauf z. B. auch die Tatsache hinweist, dass die Minister während 
einer Legislaturperiode mehrfach wechseln können. Das Grundinteresse administrativer Ak-
teure bildet der Erhalt bzw. Ausbau der eigenen Relevanz als Ausführungsorgan der Entschei-
dungen der politischen Akteure. Hierfür benötigen sie weitere ihnen zugeteilte Kompetenzen 
sowie darüber hinaus auch die dafür notwendige finanzielle Budgetausstattung. Dabei fokus-
sieren sie allerdings primär den Kompetenzerwerb, da i. d. R. angenommen werden kann, dass 
auf eine Kompetenzerweiterung auch eine adäquate Ausweitung der finanziellen Mittel erfol-
gen wird. Folglich zielen die außenpolitischen Präferenzen der administrativen Akteure immer 
auf den Erhalt ihrer Kompetenzen gegenüber internationalen Institutionen, die Zuweisung 
neuer Kompetenzen und finanzieller Mittel sowie die Erfüllung ihres Organisationszweckes 




Kompetenzen und finanziellen Mittel jener administrativen Akteure zu erweitern, die ihre Auf-
gaben am effektivsten implementieren. (Bienen et al. 1999, S. 12f) 
Private Akteure sichern ihr gesellschaftliches Überleben vorrangig mit materiellen Ressour-
cen. Das Grundinteresse aller privaten Akteure stellt daher die Erzielung möglichst hoher ei-
gens erwirtschafteter oder beitragsfinanzierter finanzieller Einkommen dar (Bienen et al. 
1999, S. 13). Da die privaten Akteure sich hinsichtlich der Art ihrer Finanzierung und des Or-
ganisationszwecks unterscheiden, werden sie in drei Gruppen differenziert: 
(1) Unternehmen: Unternehmen sichern ihr Überleben durch ihr selbst erwirtschafte-
tes Einkommen. Sie haben daher das Grundinteresse, ihr Einkommen durch Unternehmens-
gewinne zu maximieren. Folglich zielen die außenpolitischen Präferenzen von Unternehmen 
auf diejenigen Außenpolitiken ab, die ihnen in Anbetracht ihrer Wettbewerbsfähigkeit die 
bestmöglichen Gewinnchancen versprechen. (ebd.) 
(2) Ökonomische Interessengruppen: Unternehmensverbände und Gewerkschaften 
definieren ökonomische Interessengruppen. Beide sichern ihr Überleben durch die Beitragsfi-
nanzierung ihrer Mitglieder. Da alle sozialen Akteure grundsätzlich rational handeln, werden 
auch die Mitglieder nur bereit sein, Beiträge zu zahlen, wenn diese ihren individuellen Nutzen 
steigern; dies wird dann gegeben sein, wenn der Organisationszweck, der Erhalt bzw. Ausbau 
der materiellen Gewinne der Mitglieder, erfüllt wird. Ökonomische Interessengruppen haben 
daher das Grundinteresse, ihr Einkommen mittels einer bestmöglichen Umsetzung des Orga-
nisationszwecks zu steigern. Folglich zielen ihre außenpolitischen Präferenzen auf diejenigen 
Außenpolitiken ab, die die besten Gewinnchancen für ihre Mitglieder schaffen. (ebd.) 
(3) Soziale und politische Interessengruppen: Das Überleben nicht-profitorientierter, 
sozialer und politischer Interessengruppen ist von mehreren finanziellen Quellen abhängig, 
wie z. B. von Zuschüssen der PAS, Spenden und/oder Mitgliederbeiträgen. Sie teilen demnach 
das gleiche Grundinteresse wie ökonomische Interessengruppen, ihr Einkommen über eine 
bestmögliche Realisierung des Organisationszwecks, den Erhalt bzw. Ausbau spezieller imma-
terieller Gewinne, zu steigern. Folglich zielen die außenpolitischen Präferenzen sozialer und 
politischer Interessengruppen auf diejenigen Außenpolitiken ab, die Ihnen die größten imma-






5.2.2 Dominante politisch-administrative und private Akteure bei Nord Stream 2 
Als zentrale PAS sind bei den politischen Akteuren der Bundeskanzler, der Bundestag sowie 
die Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern und bei den administrativen Akteuren 
der Außen-, der Bundeswirtschafts- und der Bundesumweltminister mit ihren Ministerien so-
wie die Bundesnetzagentur zu nennen.  
Der Bundeskanzler hat ein fundamentales Interesse an seiner Wiederwahl und bestimmt als 
Leiter der Bundesregierung die basalen Leitlinien, Ziele und Strategien der Energiepolitik 
(Seeliger 2018, S. 32). NS2 kann aus rein ökonomischer Perspektive als Gewinn für die deut-
sche Volkswirtschaft in puncto steigender Transitgebühren, sinkender Gaspreise und steigen-
der Versorgungssicherheit (NS2 als neue Importroute) mit Erdgas, begriffen als Brückenres-
source im Rahmen der in der Bevölkerung breit unterstützten Energiewende und dem ebenso 
populären Atom- und Kohleausstieg, verstanden werden (Bardt et al. 2018, S. 3-6). Der Bun-
deskanzler wird daher den Pipelinebau fördern, um die Einnahmen der deutschen Volkswirt-
schaft zu erhöhen und die von der Bevölkerungsmehrheit präferierte energiepolitische 
„grüne“ Transformation abzusichern, und so seine Wiederwahlchancen zu steigern. Die glei-
che Argumentation kann für Mitglieder des Bundestages, v. a. für die Regierungsfraktionen, 
angeführt werden, die mit NS2 insofern tangiert sind, als dass die Energieversorgung der All-
gemeinheit mit Gas auf der Grundlage des deutschen Energiewirtschaftsgesetzes (§ 1 EnWG) 
basiert, dessen Inhalte vom Bundestag beschlossen werden – auch wenn der primäre Anstoß 
hierzu oftmals durch supranationale EU-Richtlinien erfolgt (Seeliger 2018, S. 28). Auswärtige 
Angelegenheiten im Sinne einer „Außenenergiepolitik“ basieren normalerweise auf der aus-
schließlichen Gesetzgebungskompetenz des Bundes (Art. 73 GG); NS2 kann jedoch auch ent-
sprechend den Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern (Art. 91a GG) als eine „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ interpretiert werden. Demnach ist auch die Meck-
lenburg-Vorpommersche Landesregierung ein relevanter Akteur. Sie wird bzgl. der Verbesse-
rung ihrer Wiederwahlchancen NS2 aufgrund neuer regionaler Arbeitsplätze und weiterer 
ökonomischer Potenziale (z. B. neuer Steuereinnahmen) für das strukturschwächste ostdeut-
sche Bundesland11 unterstützen. 
Der Außenminister als oberster Diplomat der Bundesrepublik ist der federführende Akteur der 
deutschen Beziehungen zu anderen Staaten. Dabei kann für ihn gelten: je weniger multilateral 
 
11 gemessen an BIP und Arbeitslosenquote der Bundesländer 2019;  




internationale Konferenzen ablaufen, desto größer ist seine relative Verhandlungsmacht, und 
je bedeutsamer die diskutierten Angelegenheiten für Deutschland bzw. je kontroverser diese 
international sind, desto öffentlichkeitswirksamer kann er sich und sein Ressort national wie 
international profilieren. NS2 ist als bilaterales deutsch-russisches Projekt innerhalb der EU, v. 
a. im Baltikum und den Visegrád-Staaten sowie den USA höchst umstritten. Aus Sicht Deutsch-
lands verspricht die Pipeline jedoch überwiegend ökonomische Vorteile; unter diesen Um-
ständen wird der Außenminister, um seine diplomatische Relevanz und seinen internationalen 
Einfluss zu demonstrieren, den Pipelinebau unterstützen. Obwohl viele energiepolitische De-
batten zunehmend im Außenministerium stattfinden (Umbach 2011, S. 371), gilt der Bundes-
wirtschaftsminister und sein Ministerium in der Energiepolitik als hauptverantwortlich 
(Seeliger 2018, S. 32). Für seine Haltung zu NS2 ist wie bei den politischen Akteuren der öko-
nomische Gewinn der Pipeline maßgebend, da eine prosperierende deutsche Volkswirtschaft 
in erster Linie seiner kompetenten Wirtschafts- und Energiepolitik zugeschrieben werden 
kann; ergo wird er den Pipelinebau unterstützen. Auch der Bundesumweltminister kann ener-
giepolitische Kompetenzen auf sich vereinen, wenn einzelne Politiken verstärkt den Klima-
schutz mit tangieren (ebd.). Die Definition einer eindeutigen NS2-Präferenz des Bundesum-
weltministers ist jedoch ambivalent. Einerseits birgt der Pipelinebau einen massiven Eingriff 
in die marinen Ökosysteme der Ostsee und somit auch innerhalb deutscher Hoheitsgewässer, 
um sodann fossiles klimaschädliches Erdgas zu transportieren, andererseits kann die Pipeline 
– gegeben der Annahme, dass Erdgas als Brückentechnologie benötigt wird – langfristig be-
trachtet einen sukzessiven klimafreundlichen Strukturwandel in Deutschland absichern. 
Schließlich wird hinsichtlich der rationalen, eher kurzfristig denkenden Eigennutzenorientie-
rung aller Akteure befunden, dass der Bundesumweltminister einen höheren Nutzen für sich 
und sein Ressort in der Ablehnung von NS2 sieht, um sich gemäß seiner ihm zugewiesenen 
Systemfunktion als oberster Umwelt- und Klimaschützer präsentieren zu können. Für die Ein-
speisung des NS2-Erdgases ins deutsche Gasnetz ist die Bundesnetzagentur zuständig (Lang & 
Westphal 2016, S. 22). Sie reguliert die tariflichen Konditionen, die die russischen Gaslieferan-
ten für die Verwendung der deutschen Anschlussleitungen übernehmen müssen (ebd.). Weil 
sie dem Geschäftsbereich des NS2-befürwortenden Bundeswirtschaftsministeriums angehört 
(Seeliger 2018, S. 32) und NS2 eine Ausdehnung ihrer Kompetenzen auf einen neuen Gasein-




Als zentrale private Akteure sind bei den ökonomischen Interessengruppen die Energiewirt-
schaftsverbände des Bundesverbands Erdgas, Erdöl und Geoenergie (BVEG) sowie des Bun-
desverbands der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) und bei den sozialen Interessengrup-
pen die Umweltverbände Greenpeace Deutschland, WWF Deutschland, Bund Naturschutz so-
wie der Naturschutzbund Deutschland zu nennen.  
Wie bereits genannt, kann NS2 als eigene Importroute aus rein ökonomischen Überlegungen 
einen Beitrag zur Diversifizierung der Gasinfrastruktur und zur Erhöhung des Gasangebots in 
Europa leisten, wodurch die Versorgungssicherheit erhöht und der Wettbewerb auf dem Gas-
markt gefördert wird, der sodann die Gaspreise sinken lässt (Bardt et al. 2018, S. 3-5). Die 
fallrelevantesten deutschen Unternehmen, die großen Energieversorger RWE, E.ON, Vatten-
fall und EnBW sowie die deutschen NS2-Investoren Uniper und Wintershall werden aufgrund 
ihres rein betriebswirtschaftlichen Kalküls der Unternehmensgewinnmaximierung jene öko-
nomischen Vorteile begrüßen und NS2 befürworten. Insbesondere die NS2-Investoren wer-
den großes Interesse daran haben, dass ihre bereits getätigten Projektinvestitionen zukünftig 
Profit abwerfen. Sie sind allesamt, gemeinsam mit den kleineren deutschen Niederlassungen 
der ausländischen NS2-Investoren OMV und ENGIE, Mitglied im größten deutschen Energie-
wirtschaftsverband BDEW. Die deutschen NS2-Investoren stellen zusätzlich die stellv. Vor-
standsvorsitzenden des BVEG, in dem auch die kleineren deutschen Niederlassungen der OMV 
und des ausländischen NS2-Investors Shell organisiert sind12. Die beiden Verbände werden 
daher zur Sicherung ihrer Beitragsfinanzierung die gewinnmaximierende NS2-Präferenz ihrer 
Mitglieder übernehmen und entsprechend versuchen, den außenpolitischen Entscheidungs-
findungsprozess zu beeinflussen.  
Hinsichtlich der ökologischen Risiken des Pipelinebaus sowie der Gefahr, dass Deutschland 
aufgrund einer zu starken Fokussierung auf billiges Erdgas als Brückenressource den Umbau 
hin zu einer flächendeckenden regenerativen Energieerzeugung zu langsam bestreitet und/ 
oder Erdgas per se keinen wertvollen Beitrag zum Klimaschutz leisten kann13, werden insbe-
sondere die vier größten Umweltverbände in Deutschland versuchen, ihrem Organisations-
zweck öffentlichkeitswirksam nachzukommen und gegen NS2 mobil machen.  
 
12 Alle Informationen zu den Energiewirtschaftsverbandsmitgliedern können online unter www.bdew.de und  
    www.bveg.de eingesehen werden.  
13 Laut einer Studie von Fell und Traber (2019) addiert sich das oft mit Erdgas in Verbindung gebrachte Einspar-   
    potenzial an CO2-Emmissionen in Relation zu anderen fossilen Rohstoffen (Erdöl, Kohle) mit einer zugleich  




5.2.3 Kategorisierung des Politiknetzwerks bei Nord Stream 2 
Schließlich befürworten von den zentralen PAS alle politischen Akteure und, abgesehen vom 
Bundesumweltminister, alle administrativen Akteure den Pipelinebau. Der Bundesumweltmi-
nister wird sich jedoch gegen die Befürworter allein schon deswegen nicht durchsetzen kön-
nen, weil der Bundeskanzler mobilisiert ist, der im Zweifel mit seiner Richtlinienkompetenz 
(Art. 65 GG) die von ihm abhängigen Bundesminister disziplinieren kann. Ob Bundeskanzler 
oder Bundestag in diesem Fall dominieren, kann als sekundär angesehen werden, da sie die 
gleiche NS2-Präferenz teilen; auch sind beide Akteure aufgrund ihrer Aktivität auf Bundes-
ebene durchsetzungsfähiger als die Mecklenburg-Vorpommersche Landesregierung. 
Bei den zentralen privaten Akteuren wird NS2 von den ökonomischen Interessengruppen 
(Energiewirtschaftsverbände) unterstützt, und von den sozialen (Umweltverbände) oppo-
niert. Wer von beiden durchsetzungsfähiger ist, lässt sich rein über die Mitgliederanzahl nur 
mäßig valide bemessen, da die Energiewirtschaftsverbände ihre Mitglieder in Unternehmen 
und die Umweltverbände in Individuen berechnen14: So vertritt der BDEW als größter deut-
scher Energiewirtschaftsverband über 1900 und der BVEG über 80 Unternehmen, und die vier 
größten Umweltverbände zählen jeweils zwischen 620.000 und 770.000 Mitglieder. Es wird 
jedoch angenommen, dass die Energiewirtschaftsverbände durchsetzungsfähiger sind, weil 
ihre zur Verfügung stehenden monetären Ressourcen durch die Unternehmensbeiträge ins-
gesamt größer und stabiler sein werden, als die Individuen-Beiträge der Umweltverbände, de-
ren Handlungsfähigkeit zudem auch von eher unregelmäßigen bzw. unkalkulierbaren Spen-
den- und/oder Zuschusssummen abhängig ist, bei deren Vergabe sie oftmals zusätzlich noch 
untereinander konkurrieren müssen. 
Die Autonomie des Bundeskanzlers und des Bundestags gegenüber den ökonomischen Inte-
ressengruppen wird sich nachfolgend nur als moderat herausstellen. Zwar lassen sich anhand 
der Parteifinanzierungen (Spenden über 50.000 €) keine Abhängigkeiten der (Regierungs-)Par-
teien von NS2-Investoren oder der Energiewirtschaftsverbände seit des NS2-Projektbeginns 
2015 nachweisen (Deutscher Bundestag 2020), mehrere personelle Verflechtungen bestehen 
aber durchaus.  
Laut Antwort auf eine schriftliche Anfrage der Bundestagsfraktion der Linken fanden allein 
zwischen 2015 und 2017 über 62 Gespräche nur zum Thema NS2 mit Vertretern aller – auch 
 
14 Alle Informationen zu den Verbandsmitgliedern können online unter www.bdew.de, www.bveg.de,  




der nichtdeutschen – NS2-Investoren und dem russischen NS2-Betreiber Nord Stream 2 
AG/Gazprom im Kanzleramt, Außen-, Bundeswirtschafts- sowie im Bundesumweltministerium 
statt (Bundesregierung 2017). Eine weitere schriftliche Anfrage der Grünen im Bundestag hat 
ergeben, dass Vertreter aller oben genannten großen Energieunternehmen sowie v. a. der 
BDEW jährlich regelmäßig im Kanzleramt, Bundeswirtschafts- und Bundesumweltministerium 
Termine wahrnehmen (Machnig 2015). Der BDEW wurde bis 2016 von dem jetzigen RWE-
Vorstandsmitglied Hildegard Müller (CDU), Ex-Staatsministerin des Bundeskanzleramts unter 
der Regierung Merkel I, geleitet (Mihm 2016). Ihr Nachfolger war Stefan Kapferer (FDP), Ex-
Staatssekretär im Bundesgesundheits- und Bundeswirtschaftsministerium unter der Regie-
rung Merkel II und III (Baumüller 2016). Seit 2019 steht die Ex-Bundestagsabgeordnete Kerstin 
Andreae (Grüne) der Geschäftsführung des BDEW vor (BDEW 2019). Friedbert Pflüger (CDU), 
Ex-Staatssekretär im Bundesverteidigungsministerium unter der Regierung Merkel I, und der 
Altkanzler Gerhard Schröder (SPD) sind beide u. a. in beratender bzw. interessenvermittelnder 
Funktion für NS2 tätig; Pflüger veranlasste beispielsweise als Direktor des European Centre for 
Climate, Energy and Ressource Security am Londoner King’s College von den NS2-Investoren 
finanzierte Studien zum Pipelinebau (Müller 2018), und Schröder verabredete als neues Auf-
sichtsratsmitglied bei der Nord Stream 2 AG „Arbeitstreffen“ mit NS2-Investoren im Bundes-
wirtschaftsministerium (Salzen 2017). Marion Scheller (parteilos, Ehemann bei der CDU), Ex-
Referatsleiterin für Energiepolitik im Bundeswirtschaftsministerium, ist bei der Nord Stream 2 
AG für politische Kontaktpflege zuständig (Bundesregierung 2017). Sie alle vereint ihr exzel-
lentes Beziehungsgeflecht ins Kanzleramt, in die Ministerien und in den Bundestag. Der BVEG 
unterhält zudem, laut seinen Websiteangaben, Netzwerke zum Wirtschaftsforum der SPD und 
zum Wirtschaftsrat der CDU – beide Parteien (inkl. der CSU) stellen seit 2013 durchgängig den 
Bundeskanzler, die Bundesminister sowie die Regierungsmehrheit im Bundestag.  
Da die ökonomischen Interessengruppen durchaus in der Lage sind, ihre Präferenzen ange-
messen in den politischen Entscheidungsfindungsprozess einzuschleusen und der Bundekanz-
ler wie der Bundestag sich sodann in einem moderaten Abhängigkeitsverhältnis befinden, 
wird das Politiknetzwerk bei NS2 als korporatistisch kategorisiert, in dem die dominanten po-
litisch-administrativen und dominanten privaten Interessen gleichermaßen berücksichtigt 
werden müssen. Tabelle 1 auf der nächsten Seite gibt noch einmal einen Überblick über alle 




Tabelle 1:  Das Politiknetzwerk bei Nord Stream 2 – Akteure und Interessen 
(Netzwerk-dominierende) Akteure Interessenprofil Nord Stream 2 - Präferenz 
Politische Akteure: 
• Bundeskanzler 




Sicherung / Erhöhung der 
Wiederwahlchancen durch 
ökonomische Vorteile für 
die dt. Volkswirtschaft 
und/oder Verwirklichung 
der Regierungsparteiziele 




rung der Energiewende) 
Pro 
(Transitgebühren, Absiche-
rung der Energiewende) 
Pro 








Sicherung / Erhöhung der ei-
genen Relevanz als Exeku-
tivorgan durch eigene Kom-
petenzerweiterung und/ 
















• Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft 
(E.ON, RWE, EnBW, Vattenfall,  
Uniper, Wintershall, dt. OMV- 
Ableger, dt. ENGIE-Ableger) 
• Bundesverband Erdgas, Erdöl 
und Geoenergie 
(Uniper, Wintershall, dt. OMV- 
Ableger, dt. Shell-Ableger) 
Sicherung / Erhöhung des 
eigenen Einkommens durch 
Erfüllung des eigenen Orga-
nisationszwecks (Maximie-
rung materieller Gewinne 
der Mitglieder) 
Pro 
(ökonomische Vorteile für 
die gewinnmaximierenden 
Interessen der Energieun-
ternehmen – insb. der  
Nord Stream 2 Investoren) 
Soziale Interessengruppen: 
• Greenpeace Deutschland 
• WWF Deutschland 
• Bund Naturschutz 
• Naturschutzbund Deutschland 
Sicherung / Erhöhung des 
eigenen Einkommens durch 
Erfüllung des eigenen Orga-
nisationszwecks (Maximie-




(ökologische Risiken des 






5.2.4 Deutsche Außenpolitik bei Nord Stream 2 als Gewinnpolitik 
Die stets öffentlich wiederholte Betonung der Bundesregierungsmitglieder, dass NS2 ein „rein 
privatwirtschaftliches Projekt im Interesse Deutschlands“ sei, die ressortübergreifende öffent-
liche Unterstützung der eigenen Regierungsaussagen zu NS2 und die Verurteilung jeglicher 
geo- bzw. sicherheitspolitischer Dimensionen des Projekts als „ideologisch“ (siehe Abschnitt 
2) bestätigen, dass in Deutschland innerhalb des energiepolitischen Entscheidungsapparates 
immer noch das Primat der Ökonomie vorherrscht (Umbach 2011, S. 371). Diesbezüglich kann 
auch die unmittelbare Zustimmung des Bundestages für die EU-Richtlinien bedingte deutsche 
Gesetzesänderung, die NS2 Rechtssicherheit gewähren soll (siehe Abschnitt 2), angeführt wer-
den. Obgleich nur drei der sechs Bundestagsfraktionen diese befürworteten, bekennen sich, 
abgesehen von den Grünen, alle Parteien aus primär ökonomischen Motiven zum Pipelinebau 
(Deutscher Bundestag 2019). 
Hauptprofiteure sind damit die dominanten ökonomischen Interessengruppen und ihre Mit-
glieder. Die privaten Energieunternehmen, insbesondere die NS2-Investoren, haben bei einer 
Fertigstellung von NS2 gute Aussichten auf die Verwirklichung ihrer gewinnmaximierenden 
Unternehmensinteressen, v. a. durch den Wegfall der Versorgungsrisiken im Kontext der Uk-
rainekrise sowie einer Preisreduktionen der gesamten russischen Gasimporte (mit NS2: 40 % 
plus x), die sogar mehrfach bedingt abgesichert erscheinen: sowohl über eine Gasangebotser-
höhung, als auch durch die Umgehung polnischer und ukrainischer Transitgebühren (Bardt et 
al. 2018, S. 6). Aber auch die dominanten politischen Akteure, der Bundeskanzler und der Bun-
destag bzw. die NS2-befürwortenden Fraktionen werden durch ihre Haltung an Reputation 
beim deutschen Wahlvolk gewinnen. Laut einer repräsentativen Umfrage von 2019 durch das 
Meinungsforschungsinstituts Forsa unterstützen 73 % der Deutschen den Pipelinebau und 67 
% teilen diesbezüglich keine sicherheitspolitischen Bedenken durch einen zu starken energie-
politischen Einfluss Russlands (Handelsblatt 2019). Eine weitere aktuellere Forsa-Umfrage von 
2020 kam zu dem Ergebnis, dass die US-Sanktionspolitik gegen NS2 unbeabsichtigt zur Folge 
hatte, dass sich die innerdeutsche Unterstützung für das Projekt über alle Parteigrenzen hin-
weg inzwischen auf sogar durchschnittlich 85 % erhöht hat (Bundesforum Mittelstand 2020). 
Schlussendlich deuten einige Punkte auf eine gewinnpolitische Ausrichtung der DAP bei NS2 
hin, die primär versucht, die nutzenmaximierenden Interessen der dominanten fallrelevanten 




6 ‚Germany First‘ – Macht- oder Gewinnpolitik? 
Inwieweit NS2 eine geopolitische bzw. geoökonomische Operation Russlands oder ein rein 
privatwirtschaftliches Vorhaben darstellt, spaltet seit 2015 sowohl das transatlantische Bünd-
nis, als auch die EU. Während v. a. die osteuropäischen Staaten gemeinsam mit den USA, fest 
vom geopolitischen Kalkül Russlands überzeugt, vehement versuchen, die Pipeline zu verhin-
dern, betont Deutschland kontinuierlich seine Unterstützung für das rein ökonomische Pro-
jekt. Die theoriegeleitete Analyse dieser Arbeit versuchte, die offensiv unilateral agierende 
DAP gegenüber den USA beim Fall NS2 anhand eines Theorietests der systemischen neorea-
listischen und der subsystemischen utilitaristisch-liberalen akteursorientierten Außenpoli-
tiktheorie zu erklären.  
Der Neorealismus begreift die Außenpolitik eines Staates als autonomie- und einflussmaxi-
mierende Machtpolitik, die wesentlich durch die relative Machtposition, die ein Staat im in-
ternationalen System einnimmt, beeinflusst wird. Dabei wird betont, dass rationale Staaten in 
außenpolitischen Situationen, bei denen sich Autonomie- und Einflussgewinne entgegenste-
hen, v. a. in sicherheitsrelevanten Fragen immer Autonomiegewinne präferieren. Die neorea-
listische Erklärungskraft für die unilaterale DAP bei NS2 erweist sich jedoch als schwach. Ob-
gleich die Energiepolitik in den Komplex der sicherheitsrelevanten high politics und somit in 
den Kernbereich des Neorealismus fällt, scheitert er dennoch erneut an seinem individuellen 
hard-case, der DAP. Denn obwohl zwischen 2009 und 2019 kein neuer Spielraum für ver-
stärkte deutsche Machtpolitiken entstanden ist, weil sich die relative Machtposition Deutsch-
lands in diesem Zeitraum konstant verhielt, (d. h. der minimale Verlust an relativen deutschen 
Machtressourcen zumindest durch deren effektiveren Einsatz in Folge der vorherrschenden 
multipolaren internationalen Systemstruktur kompensiert werden kann), leistet sich Deutsch-
land bei NS2 dennoch seit 2015 eine offene Konfrontation mit den USA, um die eigenen Inte-
ressen durchzusetzen. Hierfür erlaubt Deutschland sich einerseits Autonomieverluste in 
puncto Energiesicherheit, indem es seine Abhängigkeit von Russland erhöht, kann dabei aber 
andererseits zugleich seinen Einfluss auf Russland (als mit Abstand größter russischer Gasab-
nehmer) und auf andere europäische Staaten (als Gastransitland) weiter ausbauen. Indem 
Deutschland bei NS2 den Trade-Off zwischen Autonomie- und Einflussgewinnen sogar in ei-
nem sicherheitsrelevanten Fall zu Gunsten von Einfluss entscheidet, handelt es absolut kont-




also weder unabhängige, noch abhängige Variable entsprechend den theoretischen Erwartun-
gen ausgeprägt sind, kann die neorealistische Außenpolitiktheorie den empirischen Fall einer 
offensiv unilateral agierenden DAP bei NS2 nicht im Sinne einer rationalen Machtpolitik erklä-
ren.   
Um die realistische Denktradition für die Erklärung DAP dennoch nicht vorschnell zu verwer-
fen, könnte etwa eine modifizierte bzw. weiterentwickelte Variante des Neorealismus ange-
wandt werden. Der postklassische Realismus beispielsweise teilt in seiner Außenpolitiktheorie 
weitgehend die gleichen theoretischen Grundannahmen wie der Neorealismus – mit einer 
Ausnahme: zwischen unabhängiger (relative Machtposition eines Staates) und abhängiger Va-
riable (machtpolitische Außenpolitik) interveniert die Sicherheitslage eines Staates („security 
pressures“) (Brummer & Oppermann 2019, S. 29). Je günstiger die Einschätzung der Sicher-
heitslage ausfällt, d. h. je weniger sich ein Staat mit einer unmittelbaren äußeren Bedrohung 
konfrontiert sieht, desto mehr kann er es sich leisten, auch in sicherheitsrelevanten Angele-
genheiten der Außenpolitik vorrangig nach Einfluss und weniger nach Autonomie zu streben; 
so wird das Denken in worst-case-Szenarien durch ein Denken in Wahrscheinlichkeiten ersetzt 
(Baumann et al. 1999, S. 267f). Die Sicherheitsvariable wird dabei durch geographische, tech-
nologische und ökonomische Faktoren eines Staates bedingt (Baumann et al. 1999, S. 270). 
Eine postklassisch-realistische Analyse der unilateralen DAP bei NS2 könnte demnach auf-
grund der günstigen deutschen Sicherheitslage als Hochtechnologieland und Wirtschafts-
macht, geographisch umgeben von NATO-/EU-Staaten, keine akute oder zumindest nur eine 
schwach ausgeprägte, unmittelbare Bedrohung durch Russland konstatieren, sodass die Ent-
scheidung Deutschlands bei NS2, Einflussgewinnen Vorrang vor Autonomieverlusten zu ge-
währen, im Einklang mit der Theorie stehen würde. Der postklassische Realismus könnte so 
immerhin einen Teil des Falls besser erklären als der Neorealismus. 
Der utilitaristische akteursorientierte Liberalismus begreift die Außenpolitik eines Staates als 
nutzenmaximierende Gewinnpolitik, welche versucht, die Interessen der dominierenden in-
nerstaatlichen gesellschaftlichen Akteure bestmöglich zu verwirklichen. Dabei entscheidet die 
Durchsetzungsfähigkeit der mobilisiertesten Akteure innerhalb eines fallspezifischen Poli-
tiknetzwerks, welche Interessen letztlich für die Außenpolitik eines Staates richtungsweisend 
sind. Das utilitaristisch-liberale Erklärungspotenzial bzgl. DAP bei NS2 fruchtet deutlich besser 
als das neorealistische, wenngleich dies im Hinblick auf die in Deutschland überwiegend rein 




Politiknetzwerk bei NS2 setzt sich korporatistisch zusammen, d. h. die dominanten politisch-
administrativen Akteure Bundeskanzler und Bundestag können nur moderat autonom von 
den privaten Akteuren der ökonomischen Interessengruppen (Energiewirtschaftsverbände) 
agieren, sodass die Interessen beider Akteursgruppen zu berücksichtigen sind. Obwohl beide 
Akteursgruppen unterschiedliche Motive besitzen, teilen sie die gleiche NS2-Präferenz, näm-
lich die Befürwortung des Projekts, sodass eine dominierende innerdeutsche Haltung identifi-
ziert werden kann, die die fallspezifische Außenpolitik bestimmt. Andernfalls hätte der utilita-
ristische Liberalismus neutral bleiben müssen und keine valide Erklärung anbieten können 
(Rittberger 2004, S. 25). Die entscheidende NS2-Präferenz bzw. die Interessen dahinter spie-
geln sich zudem plausibel real wider. So positionieren sich die deutsche Bundesregierung und 
fast alle Bundestagsfraktionen öffentlich aus rein ökonomischen Gesichtspunkten pro Pipe-
linebau, wodurch auch ihre Wahlchancen aufgrund der großen Zustimmung zu NS2 unter der 
deutschen Bevölkerung steigen. Gleichzeitig profitieren die Energiewirtschaftsverbände res-
pektive ihre Mitglieder bei der Unternehmensgewinnmaximierung durch die ökonomischen 
Vorteile der Pipeline. Folglich kann die utilitaristisch-liberale Außenpolitiktheorie die offensiv 
unilateral agierende DAP bei NS2 gut nachvollziehbar im Sinne einer rationalen Gewinnpolitik 
erklären. 
Trotz aller bisheriger rationalistischer Überlegungen ist nicht auszuschließen, dass der Fall 
auch aus der Perspektive einer konstruktivistischen Außenpolitiktheorie erklärt werden 
könnte. Diese postuliert, dass staatliche Außenpolitik als normengerecht verstanden werden 
muss, da die außenpolitischen Entscheidungsträger eines Staates von internationalen und/o-
der innergesellschaftlichen Verhaltenserwartungen und Normen maßgeblich beeinflusst wer-
den (Boekle, Rittberger & Wagner 1999, S. 31). Zu Beginn der NS2-Planungsvereinbarung 2015 
wurden beide in der (Außen-)Energiepolitik federführende Exekutivorgane, das Bundeswirt-
schafts- und das Außenministerium, durch SPD-Politiker (Gabriel und Steinmeier) geleitet. Die 
SPD pflegt traditionell im Rahmen ihrer Ostpolitik die Idee Wandel durch Annäherung bzw. 
Verflechtung sowie das Konzept der deutsch-russischen Modernisierungspartnerschaft (Szabo 
2018, S. 237). Zusätzlich sprachen sich auch die Wirtschaftsflügel beider Unionsparteien auf-
grund der langjährigen positiven Erfahrungen – die Sowjetunion hat selbst in schwierigen Zei-
ten pünktlich geliefert – für eine Intensivierung der ökonomischen Beziehungen zu Russland 




die Pipeline unterstützt. Derartige theoretische Implikationen müssen allerdings künftig erst 
durch eigene separate Studien genauer untersucht werden.  
Nachdem die Analyseergebnisse resümiert und weitere potenzielle Erklärungsvarianten um-
rissen wurden, fehlt noch eine abschließende Antwort auf die eigentliche Forschungsfrage, in 
die die Fallstudie dieser Arbeit eingebettet ist, nämlich wann Deutschland außenpolitisch ‚of-
fensiv unilateral‘ aus dem transatlantischen Konsens mit den USA ausbricht. Auf Basis der Er-
gebnisse dieser qualitativen Einzelfallstudie kann geschlussfolgert werden, dass sich Deutsch-
land dann aus eigenem Antrieb von seinem transatlantischen Bündnispartner USA abwendet, 
wenn die einflussreichsten innerdeutschen Akteure ihre nutzenmaximierenden materiellen 
wie immateriellen Interessen in einer konfliktiven Situation mit den USA wirksamer realisieren 
können, als wenn sich Deutschland im Konsens mit den USA bewegen würde – ‚Germany First‘ 
im Sinne einer rationalen bzw. egoistischen Gewinnpolitik, dessen manifeste Entfaltung nicht, 
wie von Crawford und Olson  (2017, S. 591) zunächst angenommen, an selbstauferlegten nor-
mativen Zwängen scheitert. Für eine allumfassende Generalisierung dieses Ergebnisses müs-
sen jedoch weitere Studien zu mehreren Policy-Bereichen durchgeführt werden. Es sind ins-
besondere Fälle zu empfehlen, bei denen keine (privaten) materiellen Gewinne zur Disposition 
stehen, da hier das Falsifikationsrisiko utilitaristisch-liberaler Annahmen am höchsten er-
scheint.  
Und wie geht es mit NS2 weiter? Nachdem die Bauarbeiten aufgrund des sanktionsbedingten 
Abzugs der Schweizer Verlegerschifffirma Allseas mehrere Monate ruhten, strebt Russland 
derzeit (Stand: Ende Mai 2020) an, die verbleibenden 6 % der Pipeline bis 2021 allein fertigzu-
stellen (FAZ 2020), obgleich die Bundesnetzagentur einem aktuellen Gazprom-Antrag, NS2 ge-
mäß den „Sonderregeln“ als Ausnahme von der EU-Gasrichtlinie in deutschen Hoheitsgewäs-
sern einzustufen, überraschenderweise – auch wider der utilitaristisch-liberalen Erwartung – 
nicht stattgegeben hat (Geinitz 2020) und im US-Kongress bereits über die nächste Sanktions-
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Tabelle 2: Militärausgaben (in Milliarden US-Dollar; Preiskonstante von 2018) 
Jahr FRA GB USA RU CH JAP D 
D relativ zu FRA, 
GB, JAP, CH, RU, 
USA 
D relativ zu  
USA 
2009 53,00 59,77 826,3 48,22 136,8 45,47 44,07 3,63% 5,06% 
2010 50,48 58,96 849,9 49,20 143,9 45,63 44,47 3,58% 4,97% 
2011 48,98 56,81 839,8 52,51 155,2 46,24 43,28 3,48% 4,90% 
2012 48,23 54,52 793,2 60,84 168,5 45,69 43,65 3,59% 5,22% 
2013 47,92 52,36 732,1 63,80 184,2 45,49 41,98 3,59% 5,42% 
2014 48,75 51,00 687,1 68,38 200,0 45,98 41,03 3,59% 5,64% 
2015 50,08 49,84 671,5 73,69 213,5 46,79 40,89 3,57% 5,74% 
2016 52,03 49,91 669,4 79,01 225,6 46,51 43,78 3,75% 6,14% 
2017 52,71 49,41 662,6 63,65 238,5 46,54 45,34 3,91% 6,40% 
2018 51,41 49,89 682,5 61,39 253,5 46,62 46,51 3,90% 6,38% 
2019 50,12 48,65 731,8 65,10 261,1 47,61 49,28 3,93% 6,31% 
          
Quelle: Stockholm International Peace Research Institute (2020): Military Expenditure Database 
Tabelle 3: Truppenstärke  
("active-duty military personnel including supporting paramilitary forces" in Tausend) 
Jahr FRA GB USA RU CH JAP D 
D relativ zu FRA, 
GB, JAP, CH, RU, 
USA 
D relativ zu  
USA 
2009 342 178 1.564 1.495 2.945 260 251 3,57% 13,85% 
2010 342 174 1.569 1.430 2.945 260 251 3,60% 13,79% 
2011 332 166 1.520 1.364 2.945 260 196 2,89% 11,42% 
2012 326 169 1.492 1.364 2.993 260 186 2,74% 11,08% 
2013 318 159 1.433 1.260 2.993 260 182 2,75% 11,24% 
2014 312 155 1.381 1.287 2.993 260 179 2,72% 11,45% 
2015 306 152 1.347 1.490 2.843 260 177 2,69% 11,61% 
2016 306 150 1.348 1.454 2.695 261 179 2,80% 11,72% 
2017 307 148 1.359 1.454 2.695 261 180 2,81% 11,70% 
2018 - - - - - - - - - 
2019 - - - - - - - - - 
          









Tabelle 4: Bruttoinlandsprodukt (in Milliarden US-Dollar; Preiskonstante von 2020) 
Jahr FRA GB USA RU CH JAP D 
D relativ zu FRA, 
GB, JAP, CH, RU, 
USA 
D relativ zu  
USA 
2009 2.690 2.411 14.449 1.223 5.102 5.231 3.398 9,85% 19,04% 
2010 2.643 2.475 14.992 1.525 6.087 5.700 3.396 9,22% 18,47% 
2011 2.861 2.475 15.543 2.052 7.552 6.157 3.744 9,27% 19,41% 
2012 2.684 2.705 16.497 2.210 8.532 6.203 3.527 8,33% 17,61% 
2013 2.811 2.786 16.785 2.297 9.570 5.156 3.733 8,65% 18,19% 
2014 2.852 3.064 17.522 2.060 10.439 4.850 3.884 8,69% 18,14% 
2015 2.438 2.929 18.219 1.364 11.016 4.389 3.361 7,69% 15,57% 
2016 2.471 2.694 18.707 1.283 11.138 4.927 3.467 7,76% 15,64% 
2017 2.586 2.666 19.485 1.579 12.143 4.860 3.657 7,78% 15,80% 
2018 2.778 2.855 20.544 1.658 13.608 4.971 3.948 7,84% 16,12% 
2019 - - - - - - - - - 
          
Quelle: World Bank (2020c): GDP (current US$); keine Daten für 2019 verfügbar 
Tabelle 5: Exporte (in Milliarden US-Dollar; Preiskonstante von 2020) 
Jahr FRA GB USA RU CH JAP D 
D relativ zu FRA, 
GB, JAP, CH, RU, 
USA 
D relativ zu  
USA 
2009 668,1 635,8 1.582 341,6 1.263 655,0 1.295 20,11% 45,01% 
2010 707,9 699,9 1.846 445,5 1.655 857,1 1.446 18,88% 43,92% 
2011 813,3 816,4 2.103 574,0 2.006 919,0 1.687 18,92% 44,51% 
2012 783,8 810,8 2.191 594,2 2.175 902,2 1.633 17,96% 42,70% 
2013 825,5 834,5 2.273 592,5 2.354 820,6 1.695 18,04% 42,72% 
2014 846,1 873,2 2.372 558,3 2.463 850,8 1.772 18,20% 42,76% 
2015 745,9 809,8 2.267 397,5 2.362 773,0 1.574 17,63% 40,98% 
2016 747,5 766,2 2.221 330,1 2.200 800,7 1.596 18,43% 41,81% 
2017 797,1 809,6 2.357 411,3 2.424 863,8 1.733 18,44% 42,37% 
2018 870,4 856,8 2.510 509,6 2.656 917,1 1.872 18,37% 42,72% 
2019 - - - - - - - - - 
          



















Tabelle 6: Bevölkerungszahl (Staatsangehörige und "aliens permanently settled" in Millionen) 
Jahr FRA GB USA RU CH JAP D 
D relativ zu FRA, 
GB, JAP, CH, RU, 
USA 
D relativ zu  
USA 
2009 64,5 62,3 306,8 141,9 1352,1 128,0 81,9 3,83% 21,07% 
2010 64,8 62,8 309,3 142,4 1359,8 128,1 81,8 3,81% 20,91% 
2011 65,1 63,3 311,6 143,0 1367,5 127,8 80,3 3,72% 20,49% 
2012 65,4 63,7 313,9 143,2 1375,2 127,6 80,4 3,71% 20,40% 
2013 65,7 64,1 316,1 143,5 1382,8 127,4 80,6 3,70% 20,33% 
2014 66,3 64,6 318,4 143,8 1390,1 127,2 81,0 3,70% 20,28% 
2015 66,5 65,1 320,7 144,1 1397,0 127,1 81,7 3,71% 20,30% 
2016 66,7 65,6 323,1 144,3 1403,5 126,9 82,3 3,72% 20,31% 
2017 66,8 66,0 325,1 144,5 1409,5 126,7 82,7 3,72% 20,27% 
2018 66,9 66,4 327,2 144,9 1415,0 126,4 82,9 3,72% 20,22% 
2019 - - - - - - - - - 
          
Quelle: Organization for Economic Cooperation and Development (2020): OECD Population indicator; 
keine Daten für 2019 verfügbar           
